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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 26. Juli 2010 

über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Kroatien über die Beteiligung der Republik Kroatien an den Arbeiten der 

Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht 

(2011/56/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 168 Absatz 5 in Verbindung 
mit Artikel 218 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 1920/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über die Europäische Beobachtungs­
stelle für Drogen und Drogensucht (Neufassung) ( 1 ) steht 
die Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und 
Drogensucht Drittländern zur Beteiligung offen, die das 
Interesse der Union und ihrer Mitgliedstaaten an den 
Zielen und Arbeiten der Beobachtungsstelle teilen. 

(2) Am 11. Juli 2006 ermächtigte der Rat die Kommission, 
mit der Republik Kroatien Verhandlungen über ein Ab­
kommen zwischen der Europäischen Union und der Re­
publik Kroatien über die Beteiligung der Republik Kroa­
tien an den Arbeiten der Europäischen Beobachtungs­
stelle für Drogen und Drogensucht (nachstehend „Ab­
kommen“ genannt) aufzunehmen. Die Verhandlungen 
wurden mit der Paraphierung des Abkommens erfolg­
reich abgeschlossen. 

(3) Das Abkommen sollte — vorbehaltlich seines Abschlus­
ses — im Namen der Union unterzeichnet werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäi­
schen Union und der Republik Kroatien über die Beteiligung 
der Republik Kroatien an den Arbeiten der Europäischen Beob­
achtungsstelle für Drogen und Drogensucht (nachstehend „Ab­
kommen“ genannt) wird vorbehaltlich des Abschlusses des ge­
nannten Abkommens im Namen der Union genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
nennen, die befugt ist (sind), das Abkommen vorbehaltlich sei­
nes Abschlusses im Namen der Union zu unterzeichnen ( 2 ). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juli 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

S. VANACKERE
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VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 68/2011 DER KOMMISSION 

vom 28. Januar 2011 

zur Vorausfestsetzung des Beihilfebetrags für die private Lagerhaltung von Schweinefleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstaben a und d in 
Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 37 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
gilt Folgendes: Wenn der durchschnittliche Gemein­
schaftsmarktpreis für Schweineschlachtkörper, der unter 
Zugrundelegung der in den einzelnen Mitgliedstaaten auf 
den repräsentativen Märkten der Gemeinschaft festgestell­
ten und mit Koeffizienten, die die relative Größe des 
Schweinebestands der einzelnen Mitgliedstaaten wider­
spiegeln, gewogenen Preise aufgestellt wird, unter 
103 % des Referenzpreises liegt und sich voraussichtlich 
auf diesem Niveau halten wird, kann die Kommission 
beschließen, eine Beihilfe für die private Lagerhaltung 
zu gewähren. 

(2) Die Marktpreise sind unter dieses Niveau gefallen und 
aufgrund der jahreszeitlichen und zyklischen Entwicklung 
könnte diese Lage weiter andauern. Deshalb empfiehlt es 
sich, eine Beihilfe für die private Lagerhaltung zu gewäh­
ren. 

(3) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
kann eine Beihilfe für die private Lagerhaltung für 
Schweinefleisch gewährt werden und wird diese Beihilfe 
von der Kommission im Voraus oder im Wege von Aus­
schreibungsverfahren festgesetzt. 

(4) Mit der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 der Kommission 
vom 20. August 2008 mit gemeinsamen Bestimmungen 
für die Gewährung von Beihilfen für die private Lager­
haltung von bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnis­
sen ( 2 ) sind gemeinsame Bestimmungen für die Durch­
führung der Regelung der privaten Lagerhaltung fest­
gelegt worden. 

(5) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 ist 
nach den in Kapitel III derselben Verordnung festgelegten 
Durchführungsbestimmungen und Bedingungen eine im 
Voraus festgesetzte Beihilfe zu gewähren. 

(6) Zur leichteren Durchführung der Maßnahme werden die 
Schweinefleischerzeugnisse nach Maßgabe ähnlich hoher 
Lagerhaltungskosten in Kategorien eingeteilt. 

(7) Der Endtermin für die Antragstellung sollte von der 
Marktlage abhängen und nach dem Verfahren des Arti­
kels 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
beschlossen werden. 

(8) Zur Erleichterung der Verwaltungs- und Kontrollarbeit, 
die sich aus den Vertragsabschlüssen ergibt, sind die Min­
desterzeugnismengen festzusetzen, auf die sich jeder An­
trag beziehen muss. 

(9) Es ist eine Sicherheit festzusetzen, um zu gewährleisten, 
dass die Marktteilnehmer ihre vertraglichen Verpflichtun­
gen erfüllen und die Maßnahme die gewünschte Auswir­
kung auf den Markt hat. 

(10) Ausfuhren von Schweinefleischerzeugnissen tragen zur 
Wiederherstellung des Marktgleichgewichts bei. Deshalb 
sollten die Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 826/2008 gelten, wenn die Lager­
zeit verkürzt wird und die ausgelagerten Erzeugnisse zur 
Ausfuhr bestimmt sind. Es sind die Tagessätze zur Kür­
zung des Beihilfebetrags gemäß dem genannten Artikel 
festzusetzen. 

(11) Zum Zweck der Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 und 
aus Gründen der Einheitlichkeit und Klarheit für die 
Marktteilnehmer muss der darin genannte Zeitraum von 
zwei Monaten in Tagen ausgedrückt werden. 

(12) Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 enthält 
die obligatorischen Mitteilungen der Mitgliedstaaten an 
die Kommission. Im Rahmen der vorliegenden Verord­
nung sind die Mitteilungen genauer zu regeln. 

(13) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

1. Mit dieser Verordnung wird die in Artikel 31 Absatz 1 
Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 genannte Bei­
hilfe für die private Lagerhaltung von Schweinefleisch geregelt. 

2. Das Verzeichnis der Kategorien der beihilfefähigen Erzeug­
nisse und die dazugehörigen Beträge sind im Anhang der vor­
liegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Geltende Vorschriften 

Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung gilt die Verordnung (EG) Nr. 826/2008. 

Artikel 3 

Antragstellung 

(1) Ab dem 01.02.2011 dürfen Anträge auf die Beihilfe für 
die private Lagerhaltung für die gemäß Artikel 1 dieser Verord­
nung beihilfefähigen Kategorien von Schweinefleischerzeugnis­
sen gestellt werden. 

(2) Die Anträge beziehen sich auf eine Lagerzeit von 90, 120 
oder 150 Tagen. 

(3) Jeder Antrag bezieht sich auf nur eine der in Anhang I 
dieser Verordnung aufgeführten Erzeugniskategorien unter An­
gabe des jeweiligen KN-Codes im Rahmen dieser Kategorie. 

(4) Der Endtermin für die Antragstellung wird nach dem 
Verfahren des Artikels 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 beschlossen. 

(5) Jeder Antrag muss sich auf eine Mindestmenge von 10 
Tonnen für Erzeugnisse ohne Knochen und 15 Tonnen für 
andere Erzeugnisse beziehen. 

Artikel 4 

Sicherheiten 

Der gemäß Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung 
(EG) Nr. 826/2008 zu leistende Sicherheitsbetrag entspricht 
20 % der in den Spalten 3 bis 5 des Anhangs der vorliegenden 
Verordnung festgesetzten Beihilfebeträge. 

Artikel 5 

Auslagerung von für die Ausfuhr bestimmten Erzeugnissen 

(1) Für die Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Unterabsatz 
1 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 muss eine Mindestlager­
zeit von sechzig Tagen abgelaufen sein. 

(2) Für die Anwendung von Artikel 28 Absatz 3 Unterabsatz 
3 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 sind die Tagessätze in 
Spalte 6 des Anhangs der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 6 

Mitteilungen 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jeden Montag und 
Donnerstag bis 12.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit) die Erzeugnis­
mengen mit, für die Anträge auf Abschluss von Verträgen ge­
stellt wurden. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 28. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Erzeugniskategorie Beihilfefähige Erzeugnisse 

Beihilfebetrag für eine Lagerzeit von 
(EUR/Tonne) Tagessätze 

(EUR/Tonne/ 
Tag) 

90 Tagen 120 Tagen 150 Tagen 

1 2 3 4 5 6 

Kategorie 1 

ex 0203 11 10 Halbe Tierkörper, ohne Vorderpfote, 
Schwanz, Niere, Saum- und Stich­
fleisch und Rückenmark ( 1 ) 

376 398 420 0,74 

Kategorie 2 

ex 0203 12 11 Schinken 

416 435 455 0,65 
ex 0203 12 19 Schultern 

ex 0203 19 11 Vorderteile 

ex 0203 19 13 Kotelettstränge, mit oder ohne Na­
cken, oder Nacken gesondert, Kotelett­
stränge mit oder ohne Hüfte ( 2 ) ( 3 ) 

Kategorie 3 

ex 0203 19 55 Schinken, Schultern, Vorderteile, Kote­
lettstränge mit oder ohne Nacken, 
oder Nacken gesondert, Kotelett­
stränge mit oder ohne Hüfte, ohne 
Knochen ( 2 ) ( 3 ) 

459 479 499 0,67 

Kategorie 4 

ex 0203 19 15 Bäuche, wie gewachsen oder recht­
eckig zugeschnitten 

343 362 381 0,65 

Kategorie 5 

ex 0203 19 55 Bäuche, wie gewachsen oder recht­
eckig zugeschnitten, ohne Schwarte 
und Rippen 

369 389 408 0,66 

Kategorie 6 

ex 0203 19 55 Teilstücke im Zuschnitt „middles“ mit 
oder ohne Schwarte oder Speck, ohne 
Knochen ( 4 ) 

373 395 416 0,73 

( 1 ) Die Beihilfe kann auch für halbe Tierkörper mit dem „Wiltshire-Schnitt,“ d. h. ohne Kopf, Backe, Fettbacke, Pfoten, Schwanz, Flomen, 
Niere, Filet, Schulterblatt, Brustbein, Wirbelsäule, Hüftknochen und Zwerchfell, gewährt werden. 

( 2 ) Die Kotelettstränge und Nacken verstehen sich mit oder ohne Schwarte, die zugehörige Speckschicht darf jedoch 25 mm nicht 
übersteigen. 

( 3 ) Die vertraglich festgelegte Menge kann sich auf jegliche Zusammensetzung der genannten Teilstücke beziehen. 
( 4 ) Gleiche Angebotsform wie Erzeugnisse des KN-Codes 0210 19 20.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 69/2011 DER KOMMISSION 

vom 28. Januar 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 29. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 116,3 
JO 73,2 

MA 61,8 
TN 128,8 
TR 98,6 
ZZ 95,7 

0707 00 05 EG 182,1 
JO 82,9 

MA 100,1 
TR 113,0 
ZZ 119,5 

0709 90 70 MA 68,4 
TR 130,5 
ZZ 99,5 

0709 90 80 EG 66,7 
ZZ 66,7 

0805 10 20 AR 41,5 
BR 41,5 
EG 51,7 
MA 54,7 
TN 50,4 
TR 72,2 
ZA 41,5 
ZZ 50,5 

0805 20 10 IL 163,3 
MA 75,3 
TR 79,6 
ZZ 106,1 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 69,9 
IL 93,5 
JM 94,5 

MA 108,5 
PK 51,5 
TR 63,9 
US 79,6 
ZZ 80,2 

0805 50 10 AR 45,3 
EG 41,5 
TR 52,6 
UY 45,3 
ZZ 46,2 

0808 10 80 BR 55,2 
CA 96,6 
CL 90,0 
CN 131,0 
MK 46,1 
NZ 78,5 
US 123,2 
ZZ 88,7 

0808 20 50 CN 49,8 
US 125,5 
ZA 101,1 
ZZ 92,1 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 70/2011 DER KOMMISSION 

vom 28. Januar 2011 

zur Änderung der mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2010/11 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2010/11 sind mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
33/2011 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2010/11 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 867/2010 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 29. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 29. Januar 2011 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle 
für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 63,16 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 63,16 0,00 

1701 12 10 ( 1 ) 63,16 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 63,16 0,00 

1701 91 00 ( 2 ) 60,23 0,00 

1701 99 10 ( 2 ) 60,23 0,00 
1701 99 90 ( 2 ) 60,23 0,00 

1702 90 95 ( 3 ) 0,60 0,17 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 71/2011 DER KOMMISSION 

vom 28. Januar 2011 

über Verkaufspreise für Getreide für die fünfte Einzelausschreibung im Rahmen der Ausschreibung 
nach der Verordnung (EU) Nr. 1017/2010 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstabe f in Verbin­
dung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1017/2010 der Kommis­
sion ( 2 ) ist in Übereinstimmung mit der Verordnung (EU) 
Nr. 1272/2009 der Kommission vom 11. Dezember 
2009 mit gemeinsamen Durchführungsbestimmungen 
zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsicht­
lich des An- und Verkaufs von landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen im Rahmen der öffentlichen Intervention ( 3 ) 
der Verkauf von Getreide im Wege eines Ausschreibungs­
verfahrens eröffnet worden. 

(2) Gemäß Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1272/2009 und Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 
1017/2010 muss die Kommission unter Berücksichti­
gung der zu den Einzelausschreibungen eingegangenen 
Angebote entscheiden, für jede Getreideart und je Mit­
gliedstaat einen Mindestverkaufspreis festzusetzen oder 
nicht. 

(3) Auf der Grundlage der zu der fünften Einzelausschrei­
bung eingegangenen Angebote wurde beschlossen, einen 
Mindestverkaufspreis für jede Getreideart und je Mitglied­
staat festzusetzen. 

(4) Um dem Markt rasch ein Signal zu geben und eine effi­
ziente Verwaltung der Maßnahme zu gewährleisten, sollte 
diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1017/2010 durchgeführte fünfte Einzelausschreibung, 
für die die Frist zur Einreichung der Angebote am 26. Januar 
2011 abgelaufen ist, sind die Beschlüsse über die Verkaufspreise 
nach Getreideart und Mitgliedstaat im Anhang zu dieser Ver­
ordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 28. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 293 vom 11.11.2010, S. 41. 
( 3 ) ABl. L 349 vom 29.12.2009, S. 1.



ANHANG 

Verkaufsbeschlüsse 

(EUR/t) 

Mitgliedstaat 

Mindestverkaufspreis 

Weichweizen Gerste Mais 

KN-Code 1001 90 KN-Code 1003 00 KN-Code 1005 90 00 

Belgique/België X X X 

България X X X 

Česká republika X 185,51 X 

Danmark X 200,51 X 

Deutschland X 197,85 X 

Eesti X X X 

Eire/Ireland X X X 

Elláda X X X 

España X X X 

France X o X 

Italia X X X 

Kypros X X X 

Latvija X X X 

Lietuva X X X 

Luxembourg X X X 

Magyarország X X X 

Malta X X X 

Nederland X X X 

Österreich X X X 

Polska X X X 

Portugal X X X 

România X X X 

Slovenija X X X 

Slovensko X 190,00 X 

Suomi/Finland X 178,02 X 

Sverige X 191,06 X 

United Kingdom X 198,01 X 

(—) kein festgesetzter Mindestverkaufspreis (alle Angebote werden abgelehnt) 
(°) keine Angebote 

(X) es steht kein Getreide für den Verkauf zur Verfügung 
(#) entfällt
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2011/8/EU DER KOMMISSION 

vom 28. Januar 2011 

zur Änderung der Richtlinie 2002/72/EG hinsichtlich der Beschränkung der Verwendung von 
Bisphenol A in Säuglingsflaschen aus Kunststoff 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über 
Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le­
bensmitteln in Berührung zu kommen, und zur Aufhebung der 
Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 18 Absatz 3, 

nach Anhörung der Europäischen Behörde für Lebensmittel­
sicherheit, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 2002/72/EG der Kommission vom 
6. August 2002 über Materialien und Gegenstände aus 
Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen ( 2 ), erlaubt die Verwendung von 
2,2-Bis(4-hydroxyphenyl)propan, auch als Bisphenol A 
bezeichnet (nachstehend „BPA“), als Monomer für die 
Herstellung von Materialien und Gegenständen aus 
Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln 
in Berührung zu kommen, gemäß der Stellungnahmen 
des Wissenschaftlichen Ausschusses „Lebensmittel“ (nach­
stehend „SCF“) ( 3 ) und der Europäischen Behörde für Le­
bensmittelsicherheit (nachstehend „EFSA“) ( 4 ). 

(2) BPA wird als Monomer zur Herstellung von Polycarbo­
nat-Kunststoffen verwendet. Polycarbonat-Kunststoffe 
werden unter anderem zur Herstellung von Säuglingsfla­
schen aus Kunststoff verwendet. Bei Erhitzung können 
unter bestimmten Bedingungen möglicherweise kleine 
Mengen an BPA von Lebensmittelbehältern in Lebensmit­
tel und Getränke auslaugen und konsumiert werden. 

(3) Am 29. März 2010 teilte die dänische Regierung der 
Kommission und den Mitgliedstaaten mit, dass sie die 
in Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 vor­
gesehenen Schutzmaßnahmen anwenden und die Ver­
wendung von BPA zur Herstellung von Materialien aus 
Kunststoff, die mit Lebensmitteln für Kinder im Alter von 
0 bis 3 Jahren in Berührung kommen, vorübergehend 
untersagen wird ( 5 ). 

(4) Die dänische Regierung begründete ihre Schutzmaß­
nahme mit einer Risikobewertung des Lebensmittelinsti­
tuts der Technischen Universität von Dänemark (nach­
stehend „DTU Food“) vom 22. März 2010. Die Risiko­
bewertung umfasst die Auswertung einer umfassenden 
Studie über die Entwicklung des Nervensystems sowie 
das Verhalten neugeborener Ratten, die geringen Mengen 
von BPA ausgesetzt wurden. DTU Food hat auch bewer­
tet, ob sich durch die neuen Daten seine frühere Ein­
schätzung der möglichen toxischen Wirkung von BPA 
auf die Entwicklung des Nervensystems und das Verhal­
ten ändert. 

(5) Gemäß dem Verfahren in Artikel 18 der Richtlinie (EG) 
Nr. 1935/2004 bat die Kommission die EFSA am 
30. März 2010 um eine Stellungnahme über die von 
Dänemark angegebenen Gründe für die Annahme, dass 
die Verwendung des Materials eine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit darstellt, obgleich es den ein­
schlägigen Einzelmaßnahmen entspricht. 

(6) Die französische Regierung teilte am 6. Juli 2010 der 
Kommission und am 9. Juli 2010 den Mitgliedstaaten 
mit, dass sie die Schutzmaßnahmen, die in Artikel 18 
der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 vorgesehen sind, 
anwenden und Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr und Inver­
kehrbringen von Säuglingsflaschen, die BPA enthalten, 
vorübergehend untersagen wird ( 6 ). 

(7) Die französische Regierung begründete ihre Schutzmaß­
nahme mit zwei Stellungnahmen der französischen Be­
hörde für Lebensmittelsicherheit (AFSSA) vom 29. Januar 
2010 und 7. Juni 2010 und mit einem Bericht des In­
stitut National de la Santé et de la Recherche Médicale 
(INSERM) vom 3. Juni 2010.
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( 1 ) ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4. 
( 2 ) ABl. L 220 vom 15.8.2002, S. 18. 
( 3 ) Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses „Lebensmittel“ zu 

Bisphenol A vom 17. April 2002. SCF/CS/PM/3936 endgültig vom 
3. Mai 2002, http://ec.europa.eu/food/fs/sc/scf/out128_en.pdf 

( 4 ) Stellungnahme des Wissenschaftlichen Gremiums für Lebensmittel­
zusatzstoffe, Aromastoffe, Verarbeitungshilfsstoffe und Materialien, 
die mit Lebensmitteln in Berührung kommen, auf Anfrage der Kom­
mission in Bezug auf 2,2-BIS(4-HYDROXYPHENYL)PROPAN 
(Bisphenol A) Anfrage Nr. EFSA-Q-2005-100, angenommen am 
29. November 2006, The EFSA Journal (2006) 428, S. 1 und die 
Toxikokinetik von Bisphenol A, Wissenschaftliche Stellungnahme 
des Gremiums für Lebensmittelzusatzstoffe, Aromastoffe, Verarbei­
tungshilfsstoffe und Materialien, die mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen (AFC) (Anfrage Nr. EFSA-Q-2008-382), angenommen am 
9. Juli 2008, The EFSA Journal (2008) 759, S. 1. 

( 5 ) Bekendtgørelse om ændring af bekendtgørelse om materialer og 
genstande bestemt til kontakt med fødevarer, Lovtidende A, Nr. 
286, 27.3.2010. 

( 6 ) LOI n o 2010-729 du 30 juin 2010 tendant à suspendre la commer­
cialisation de biberons produits à base de bisphénol A, JORF 
n o 0150 du 1 juillet 2010, page 11857.

http://ec.europa.eu/food/fs/sc/scf/out128_en.pdf


(8) Am 23. September 2010 hat die EFSA als Antwort auf 
das Ersuchen der Kommission vom 30. März 2010 eine 
Stellungnahme ihres Gremiums für Materialien, die mit 
Lebensmitteln in Berührung kommen, Enzyme, Aroma­
stoffe und Verarbeitungshilfsstoffe (nachstehend „Gre­
mium“) zu BPA abgegeben, die auch die Auswertung 
der betreffenden Verhaltensstudie, die Gegenstand der dä­
nischen Risikobewertung war, sowie die Überprüfung 
und Auswertung anderer kürzlich veröffentlichter Studien 
zu BPA ( 1 ) umfasst. 

(9) In der Stellungnahme kommt das Gremium zu dem 
Schluss, dass, nach einer umfassenden Auswertung der 
neuesten Daten zur Toxizität für Menschen und Tiere, 
keine neue Studie ermittelt werden konnte, die eine Än­
derung der derzeitigen duldbaren täglichen Aufnahme­
menge (nachstehend „TDI“) von 0,05 mg/kg Körper­
gewicht pro Tag erforderlich macht. Dieser TDI basiert 
auf einer Dosis ohne schädliche Auswirkungen von 
5 mg/kg Körpergewicht pro Tag aus einer Reprodukti­
onstoxizitätsprüfung an Ratten über mehrere Generatio­
nen und der Anwendung eines Unsicherheitsfaktors von 
100, der aufgrund der Daten zur Toxikokinetik von BPA 
als konservativ gilt. Ein Mitglied des Gremiums ist jedoch 
in einer Minderheitenstellungnahme zu dem Ergebnis ge­
langt, dass die Auswirkungen, die in bestimmten Studien 
beobachtet wurden, Unsicherheiten aufkommen ließen, 
die durch den derzeitigen TDI nicht berücksichtigt wer­
den; der TDI sollte deshalb als vorläufig gelten, bis aus­
sagekräftigere Daten im Bereich der Unsicherheiten vor­
liegen. 

(10) Das Gremium nahm zur Kenntnis, dass einige Tierver­
suche an Tieren im Entwicklungsstadium weitere mögli­
cherweise toxikologisch relevante Auswirkungen im Zu­
sammenhang mit BPA implizieren, insbesondere bioche­
mische Veränderungen im Gehirn, immunmodulatorische 
Effekte und erhöhtes Risiko, Brusttumore zu entwickeln. 
Diese Studien weisen viele Schwächen auf. Die Bedeutung 
dieser Ergebnisse für die menschliche Gesundheit kann 
derzeit noch nicht beurteilt werden. Sollten in Zukunft 
neue relevante Daten verfügbar werden, wird das Gre­
mium seine Stellungnahme überdenken. 

(11) Säuglingsanfangsnahrung oder Muttermilch dient Säug­
lingen bis zum Alter von vier Monaten als einzige Nah­
rungsquelle und noch einige Monate länger als Haupt­
nahrungsquelle. In der Stellungnahme von 2006 kam 
die EFSA zu dem Schluss, dass bei Säuglingen im Alter 
von 3 bis 6 Monaten, die mit Säuglingsflaschen aus Poly­
carbonat gestillt werden, die BPA-Exposition am höchs­
ten ist, jedoch noch unter dem TDI liegt. In dieser Alters­

gruppe nimmt die BPA-Exposition ab, sobald die Nah­
rungszufuhr durch Flaschen aus Polycarbonat geringer 
wird und andere Nahrungsquellen in den Vordergrund 
treten. 

(12) Auch wenn ein Säugling die für den ungünstigsten Fall 
berechnete Aufnahmemenge an BPA abbauen kann, wird 
in der Stellungnahme der EFSA darauf hingewiesen, dass 
das Immunsystem eines Säuglings zum Abbau von BPA 
nicht so ausgeprägt ist wie das eines Erwachsenen, son­
dern sich erst im Laufe der ersten sechs Monate nach und 
nach vollständig entwickelt. 

(13) Es ist möglich, dass eventuelle toxikologische Wirkungen 
den sich entwickelnden Organismus stärker beeinträchti­
gen. Laut den Stellungnahmen des Wissenschaftlichen 
Ausschusses „Lebensmittel“ von 1997 ( 2 ) und 1998 ( 3 ) 
sind insbesondere die Auswirkungen auf das endokrine 
System und die Fortpflanzung, sowie auf das Immunsys­
tem und die Neuroentwicklung bei Säuglingen von be­
sonderer Bedeutung. Die Auswirkungen von BPA auf die 
Fortpflanzung und die Neuroentwicklung wurden einge­
hend untersucht: Standard-Mehrgenerationenstudien zur 
Toxizität und andere Studien unter Berücksichtigung 
des sich entwickelnden Organismus zeigten keine Aus­
wirkungen bei einer Dosis unter dem TDI. Dennoch zeig­
ten Studien, die nicht zur Festlegung des TDI herangezo­
gen werden konnten, da sie viele Schwächen aufwiesen, 
weitere möglicherweise toxikologisch relevante Auswir­
kungen. Diese Auswirkungen, insbesondere diejenigen 
auf die biochemischen Veränderungen im Gehirn, die 
die Neuroentwicklung beeinträchtigen können, und die­
jenigen auf die Immunmodulation, betreffen Bereiche, die 
für Säuglinge besonders bedenklich sind und auf die in 
den Stellungnahmen des SCF von 1997 und 1998 hin­
gewiesen wurde. Zudem wird in der Stellungnahme der 
EFSA von 2010 angemerkt, dass eine frühe BPA-Exposi­
tion das Risiko erhöht, später im Leben im Fall einer 
Exposition gegenüber einem Karzinogen Brusttumore 
zu entwickeln. Auch in diesem Fall ist die sensible Phase 
die des sich entwickelnden Organismus. Deshalb können 
Säuglinge als die Bevölkerungsgruppe identifiziert wer­
den, die besonders empfindlich ist hinsichtlich der Ergeb­
nisse, deren Relevanz für die menschliche Gesundheit 
noch nicht vollständig beurteilt werden konnte. 

(14) Laut der Stellungnahme der EFSA von 2006 sind Säug­
lingsflaschen aus Polycarbonat die Hauptquelle der BPA- 
Exposition bei Säuglingen. Auf dem EU-Markt gibt es 
alternative Materialien zu Polycarbonat, die kein BPA ent­
halten, insbesondere Säuglingsflaschen aus Glas bzw. aus 
anderen Kunststoffen. Diese alternativen Materialien müs­
sen die strengen Sicherheitsauflagen für Materialien, die 
mit Lebensmitteln in Berührung kommen, erfüllen. Des­
halb ist es nicht erforderlich, weiterhin BPA enthaltendes 
Polycarbonat für Säuglingsflaschen zu verwenden.
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( 1 ) Wissenschaftliche Stellungnahme zu Bisphenol A: Auswertung einer 
Studie über die Neuroentwicklungstoxizität von BPA, Prüfung neuer 
wissenschaftlicher Literatur über die Toxizität von BPA und ein Gut­
achten über die dänische Risikobewertung zu Bisphenol A, EFSA 
Gremium für Materialien, die mit Lebensmitteln in Berührung kom­
men, Enzyme, Aromastoffe und Verarbeitungshilfsstoffe (CEF) (An­
frage-Nummern: EFSA-Q-2009-00864, EFSA-Q-2010-01023 und 
EFSA-Q-2010-00709) angenommen am 23. September 2010, 
EFSA Journal 2010; 8(9):1829. 

( 2 ) Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses „Lebensmittel“ 
über: Eine Höchstmenge für Rückstände (MRL) von 0,01 mg/kg für 
Schädlingsbekämpfungsmitteln in Nahrung für Säuglinge und Klein­
kinder (abgegeben am 19. September 1997). 

( 3 ) Ein weiteres Gutachten zur Stellungnahme des Wissenschaftlichen 
Ausschusses „Lebensmittel“ vom 19. September 1997 zu einer 
Höchstmenge für Rückstände (MRL) von 0,01 mg/kg für Schädlings­
bekämpfungsmittel in Nahrung für Säuglinge und Kleinkinder (vom 
SCF am 4. Juni 1998 angenommen).



(15) Da Säuglinge eventuell besonders anfällig für mögliche 
Auswirkungen von BPA sind und obwohl angenommen 
wird, dass ein Säugling BPA abbauen kann, und auch 
wenn das Risiko — besonders für die menschliche Ge­
sundheit — noch nicht vollständig geklärt wurde, emp­
fiehlt es sich, die BPA-Exposition bei Säuglingen so weit 
wie vernünftigerweise möglich zu reduzieren, bis weitere 
wissenschaftliche Daten vorliegen, die die toxikologische 
Relevanz einiger beobachteten Auswirkungen von BPA 
klären, insbesondere in Bezug auf biochemische Verände­
rungen im Gehirn, immunmodulatorische Effekte und 
erhöhtes Risiko, Brusttumore zu entwickeln. 

(16) Das Vorsorgeprinzip gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der all­
gemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmit­
telrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren 
zur Lebensmittelsicherheit ( 1 ) erlaubt der Union, vorläu­
fige Maßnahmen auf der Grundlage der verfügbaren ein­
schlägigen Informationen in Erwartung einer zusätzlichen 
Risikobewertung und einer Überprüfung der Maßnahmen 
innerhalb einer vernünftigen Zeitspanne festzulegen. 

(17) Angesichts der gegenwärtigen Unsicherheiten in der wis­
senschaftlichen Einschätzung der Schädlichkeit der BPA- 
Exposition von Säuglingen ( 2 ) durch Säuglingsflaschen 
aus Polycarbonat, die es noch zu klären gilt, kann die 
Kommission auf Grundlage des Vorsorgeprinzips, das in 
einer Situation wissenschaftlicher Unsicherheit anzuwen­
den ist, auch wenn das Risiko — besonders für die 
menschliche Gesundheit — noch nicht vollständig auf­
gezeigt wurde, eine Präventivmaßnahme in Bezug auf die 
Verwendung von BPA in Säuglingsflaschen ergreifen. 

(18) Um das grundlegende Ziel der Sicherstellung eines hohen 
Gesundheitsschutzniveaus zu erreichen, ist es daher er­
forderlich und angebracht, Gefahrenquellen für die kör­
perliche und geistige Gesundheit zu beseitigen, die Säug­
lingen aufgrund einer BPA-Exposition durch Säuglingsfla­
schen entstehen können. 

(19) Die Kommission hat den Markt für Säuglingsflaschen 
untersucht und erhielt von den betreffenden Erzeugern 
Hinweise, dass die Industrie derzeit freiwillig tätig wird 
und Ersatzprodukte auf den Markt bringt, und dass die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Maß­
nahme begrenzt sein werden. Daher sollten alle Säug­
lingsflaschen auf dem EU-Markt, die BPA enthalten, bis 
Mitte 2011 ausgetauscht werden. 

(20) Bis weitere wissenschaftliche Daten vorliegen, die die to­
xikologische Relevanz einiger beobachteter Auswirkun­
gen von BPA klären, insbesondere biochemische Ver­
änderungen im Gehirn, immunmodulatorische Effekte 
und erhöhtes Risiko Brusttumore zu entwickeln, sollte 

die Verwendung von BPA bei Herstellung und Inverkehr­
bringen von Säuglingsflaschen aus Polycarbonat vorläufig 
untersagt werden. Die Richtlinie 2002/72/EG sollte daher 
entsprechend geändert werden. Die EFSA hat die Auf­
gabe, neue Studien zur Klärung dieser Endpunkte zu 
überwachen. 

(21) Nach Auswertung der technischen und wirtschaftlichen 
Durchführbarkeit der vorgeschlagenen Maßnahme wird 
der Schluss gezogen, dass die Maßnahme den Handel 
nicht stärker beeinträchtigen wird als notwendig ist, um 
das von der Union gewählte hohe Gesundheitsschutz­
niveau zu erreichen. 

(22) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Anhang II Abschnitt A der Richtlinie 2002/72/EG wird der 
Text in Spalte 4 unter der Referenznummer 13480 hinsichtlich 
des Monomers 2,2-Bis(4-hydroxyphenyl)propan wie folgt geän­
dert: 

„SML(T) = 0,6 mg/kg. Nicht zu verwenden bei der Herstellung 
von Säuglingsflaschen (*) aus Polycarbonat. 

___________ 
(*) Säugling im Sinne der Richtlinie 2006/141/EG 

(ABl. L 401 vom 30.12.2006, S. 1).“ 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie bis spätestens 15. Februar 2011 nachzukommen. Sie teilen 
der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvor­
schriften mit. 

Beim Erlass der Vorschriften in Absatz 1 nehmen die Mitglied­
staaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei 
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die 
Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten der Bezugnahme fest. 

(2) Die Mitgliedstaaten wenden die Bestimmungen in Ab- 
satz 1 in der Weise an, dass ab 1. März 2011 die Herstellung 
und ab 1. Juni 2011 das Inverkehrbringen und die Einfuhr in 
die Union von Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die 
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men und die dieser Richtlinie nicht entsprechen, verboten sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am 1. Februar 2011 in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 28. Januar 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 20. Dezember 2010 

zur Änderung des Beschlusses 2010/320/EU gerichtet an Griechenland zwecks Ausweitung und 
Intensivierung der haushaltspolitischen Überwachung und zur Inverzugsetzung Griechenlands mit 
der Maßgabe, die zur Beendigung des übermäßigen Defizits als notwendig erachteten Maßnahmen 

zu treffen 

(2011/57/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV), insbesondere auf Artikel 126 Absatz 9 und 
Artikel 136, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 136 Absatz 1 Buchstabe a AEUV besteht 
die Möglichkeit, für die Mitgliedstaaten, deren Währung 
der Euro ist, spezifische Maßnahmen zu erlassen, um die 
Koordinierung und Überwachung ihrer Haushaltsdisziplin 
zu verstärken. 

(2) Artikel 126 AEUV bestimmt, dass die Mitgliedstaaten 
übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden haben, 
und legt hierzu das Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit fest. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt, mit des­
sen korrektiver Komponente das Verfahren bei einem 
übermäßigen Defizit umgesetzt wird, bietet einen Rah­
men, der die Politik der Regierungen zur umgehenden 
Wiederherstellung einer soliden Haushaltsposition mit 
Rücksicht auf die Wirtschaftslage unterstützt. 

(3) Am 27. April 2009 stellte der Rat in einem Beschluss 
gemäß Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft fest, dass in Griechenland 
ein übermäßiges Defizit bestand. 

(4) Am 10. Mai 2010 erließ der Rat aufgrund von 
Artikel 126 Absatz 9 AEUV und Artikel 136 AEUV 
den an Griechenland gerichteten Beschluss 
2010/320/EU ( 1 ) (im Folgenden „Beschluss“) zwecks Aus­
weitung und Intensivierung der haushaltspolitischen 
Überwachung und zur Inverzugsetzung Griechenlands 
mit der Maßgabe, die zur Beendigung des übermäßigen 
Defizits bis 2014 als notwendig erachteten Maßnahmen 
zu treffen. Als Pfad für die Defizitkorrektur legte der Rat 
folgende Höchstwerte für das öffentliche Defizit fest: 
18 508 Mio. EUR im Jahr 2010, 17 065 Mio. EUR im 
Jahr 2011, 14 916 Mio. EUR im Jahr 2012, 11 399 Mio. 
EUR im Jahr 2013 und 6 385 Mio. EUR im Jahr 2014. 

(5) Nach der Prognose, die bei Erlass des Beschlusses zur 
Verfügung stand, sollte das reale BIP 2010 um 4 % 
und 2011 um 2,5 % schrumpfen und anschließend wie­
der mit Raten von 1,1 % im Jahr 2012 sowie 2,1 % in 
den Jahren 2013 und 2014 wachsen. Beim BIP-Deflator 
wurden für die Jahre 2010 bis 2014 Werte von 1,2 %, 
–0,5 %, 1,0 %, 0,7 % bzw. 1,0 % prognostiziert. Ange­
sichts der Wirtschaftsentwicklung wird inzwischen damit 
gerechnet, dass das reale BIP 2010 um 4,25 % und 2011 
um 3 % schrumpfen und anschließend wieder mit einer 
Rate von 1,1 % im Jahr 2012 sowie 2,1 % in den Jahren 
2013 und 2014 wachsen wird. Die BIP-Deflatoren wer­
den für die Jahre 2010 bis 2014 nun bei 3,0 %, 1,5 %, 
0,4 %, 0,8 % bzw. 1,2 % angesetzt. 

(6) Am 7. September 2010 nahm der Rat den Beschluss 
2010/486/EU ( 2 ) an, mit dem der Beschluss geändert 
wurde. 

(7) Am 15. November 2010 hat Eurostat die griechische 
Defizit- und Schuldenstandstatistik gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 479/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 
über die Anwendung des dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über 
das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit ( 3 ) validiert. 
Bei dieser Gelegenheit wurden die Defizit- und Schulden­
standreihen für die Jahre 2006 bis 2009 nach oben kor­
rigiert. Die öffentliche Defizitquote für 2009 wurde von 
13,6 % des BIP auf 15,4 % des BIP heraufgesetzt, die 
Schuldenquote von 115,1 % des BIP auf 126,8 % des BIP. 

(8) Griechenland hat bei der Umsetzung der im Beschluss 
geforderten Maßnahmen, einschließlich bei der Rückfüh­
rung des öffentlichen Defizits, gute Fortschritte erzielt. 
Allerdings führt die vorerwähnte Korrektur der statisti­
schen Reihen zusammen mit der schwachen Einnahme­
nerhebung und anderen Problemen beim Haushaltsvoll­
zug, unter anderem der Anhäufung von Verbindlichkei­
ten, dazu, dass der für 2010 festgelegte Höchstwert für 
das öffentliche Defizit höchstwahrscheinlich überschritten 
wird. Diese Zielverfehlung muss im Laufe des Jahres 
2011 vollständig kompensiert werden.
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(9) Am 24. November 2010 hat Griechenland dem Rat und 
der Kommission einen Bericht vorgelegt, in dem die zur 
Umsetzung des Beschlusses getroffenen Maßnahmen dar­
gelegt werden. Die Kommission hat den Bericht bewertet 
und ist zu dem Schluss gelangt, dass Griechenland dem 
Beschluss zufrieden stellend Folge leistet. 

(10) Angesichts der vorstehenden Erwägungen scheint es an­
gebracht, den Beschluss in verschiedenen Punkten zu än­
dern, wobei die Frist für die Korrektur des übermäßigen 
Defizits und der Anpassungspfad für das öffentliche De­
fizit und den Anstieg des öffentlichen Schuldenstands 
nominal unverändert bleiben sollten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2010/320/EU wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Unter Zugrundelegung der BIP-Projektionen vom Novem­
ber 2010 darf der entsprechende Pfad für die Entwicklung 
des Schuldenstands im Verhältnis zum BIP folgende Werte 
nicht überschreiten: 143 % im Jahr 2010, 153 % im Jahr 
2011, 157 % im Jahr 2012, 158 % im Jahr 2013 und 
156 % im Jahr 2014.“ 

2. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Umsetzung von Rechtsvorschriften zur Stärkung des 
finanzpolitischen Rahmens. Dies sollte insbesondere 
die Festlegung eines mittelfristigen finanzpolitischen 
Rahmens, die obligatorische Haushaltsrückstellung in 
Höhe von 5 % der Gesamtmittel der öffentlichen Ver­
waltung außer Löhnen, Pensionen und Zinsen, die 
Schaffung strengerer Ausgabenüberwachungsmechanis­
men und die Einrichtung einer Haushaltsbehörde, die 
dem Parlament unterseht, einschließen;“. 

3. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe g wird gestrichen. 

4. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe k erhält folgende Fassung: 

„k) bessere Verwaltung des öffentlichen Vermögens mit 
dem Ziel, Einnahmen in Höhe von mindestens 7 Mrd. 
EUR im Zeitraum von 2011 bis 2013 zu erzielen, 
davon mindestens eine Milliarde im Jahr 2011 und 
Einnahmen aus Vermögensveräußerungen (Grundbesitz 
und Finanzvermögen) sind zur Tilgung von Schulden 
zu verwenden und werden die Konsolidierungsanstren­
gungen zur Einhaltung der in Artikel 1 Absatz 2 fest­
gelegten Defizithöchstwerte nicht schmälern;“. 

5. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe m erhält folgende Fassung: 

„m) Erlass, der den Gemeinden Defizite bis mindestens 
2014 untersagt; Kürzung der Transferzahlungen an 
die Gemeinden entsprechend den geplanten Einsparun­
gen und Zuständigkeitsverlagerungen;“. 

6. Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe o erhält folgende Fassung: 

„o) Einführung eines einheitlichen elektronischen Verschrei­
bungssystems; Veröffentlichung der kompletten Preis­
liste für die am Markt verfügbaren Arzneimittel; An­
wendung der Liste nicht erstattungsfähiger Arzneimittel 
und der Liste der freiverkäuflichen Medikamente; Ver­
öffentlichung der neuen Liste erstattungsfähiger Arznei­
mittel unter Verwendung der neuen Richtpreisordnung; 
Nutzung der durch das elektronische Verschreibungs­
system und das Einscannen verfügbaren Informationen 
zum Einzug von Preisnachlässen bei Pharmaunterneh­
men; Einführung eines Überwachungsmechanismus, da­
mit die Arzneimittelausgaben monatlich bewertet wer­
den können; Durchsetzung einer Patientenbeteiligung 
von 5 EUR bei regelmäßigen ambulanten Behandlungen 
und Erweiterung der Patientenbeteiligung bei unbegrün­
deter Inanspruchnahme von Notdiensten; Veröffent­
lichung der geprüften Abschlüsse von Krankenhäusern 
und Gesundheitszentren; Einsetzung einer unabhängi­
gen Taskforce gesundheitspolitischer Experten, deren 
Aufgabe es ist, bis Ende Mai 2011 einen detaillierten 
Bericht für eine Gesamtreform des Gesundheitssystems 
zu erstellen, um Effizienz und Effektivität des Gesund­
heitssystems zu verbessern;“. 

7. In Artikel 2 Absatz 3 wird Buchstabe p gestrichen. 

8. In Artikel 2 Absatz 3 werden folgende Buchstaben ange­
fügt: 

„q) weitere Senkung der Betriebsausgaben um mindestens 
5 %, um Einsparungen von mindestens 100 Mio. EUR 
zu erzielen; 

r) weitere Kürzung der Transferzahlungen, um für den 
Staat insgesamt Einsparungen von mindestens 
100 Mio. EUR zu erzielen. Die öffentlichen Einrichtun­
gen, die Empfänger der Transferzahlungen sind, stellen 
entsprechende Ausgabensenkungen sicher, damit keine 
Zahlungsrückstände auflaufen; 

s) Bedarfsprüfung bei Familienbeihilfen ab Januar 2011, 
um (unter Abzug der entsprechenden Verwaltungskos­
ten) Einsparungen von mindestens 150 Mio. EUR zu 
erzielen; 

t) Kürzung der militärischen Beschaffung (Rüstungsliefe­
rungen) um mindestens 500 Mio. EUR gegenüber dem 
Ist-Niveau von 2010; 

u) Senkung der Arzneimittelausgaben der Sozialversiche­
rungsfonds um 900 Mio. EUR durch zusätzliche Sen­
kung der Arzneimittelpreise und neue Beschaffungsver­
fahren sowie der Arzneimittelausgaben der Kranken­
häuser (einschließlich deren Ausrüstungsausgaben) um 
mindestens 350 Mio. EUR;
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v) Veränderungen bei Management, Preisen und Löhnen 
öffentlicher Unternehmen, die Einsparungen von min­
destens 800 Mio. EUR bringen; 

w) steuerliche Gleichstellung von Heizöl und Dieselkraft­
stoff nach dem 15. Oktober 2011 mit dem Ziel, den 
Betrug zu bekämpfen und unter Abzug der spezi­
fischen Maßnahmen zum Schutz einkommensschwä­
cherer Bevölkerungsgruppen Einnahmen von mindes­
tens 400 Mio. EUR im Jahr 2011 zu erzielen; 

x) Anhebung der ermäßigten MwSt.-Sätze von 5,5 auf 
6,5 % bzw. von 11 auf 13 %, um Einnahmen von 
mindestens 880 Mio. EUR zu erzielen; und Senkung 
des MwSt.-Satzes für Arzneimittel und Hotelübernach­
tungen von 11 auf 6,5 %, wobei die Kosten unter 
Abzug der Einsparungen, die den Sozialversicherungen 
und Krankenhäusern durch den niedrigeren MwSt.-Satz 
für Arzneimittel entstehen, 250 Mio. EUR nicht über­
steigen dürfen; 

y) verstärkte Bekämpfung des Kraftstoffschmuggels (min­
destens 190 Mio. EUR); 

z) Erhöhung der Gerichtsverhandlungskosten (mindestens 
100 Mio. EUR); 

aa) Umsetzung eines Aktionsplans, um die Eintreibung 
von Steuerrückständen zu beschleunigen (mindestens 
200 Mio. EUR); 

bb) raschere Eintreibung von Steuerstrafen (mindestens 
400 Mio. EUR); 

cc) Eintreibung von Einnahmen aus dem neuen Rahmen 
für Steuerstreitigkeiten und -gerichtsverhandlungen 
(mindestens 300 Mio. EUR); 

dd) Einnahmen aus der Verlängerung demnächst auslaufen­
der Telekommunikationslizenzen (mindestens 
350 Mio. EUR); 

ee) Einnahmen aus Konzessionen (mindestens 250 Mio. 
EUR); 

ff) Umstrukturierungsplan für das Athener Verkehrsnetz 
(OASA). Der Plan muss darauf abzielen, die Betriebs­
verluste des Unternehmens zu senken und dessen wirt­
schaftliche Lebensfähigkeit wieder herzustellen. Im Plan 
sind auch eine Senkung der Betriebsausgaben des Un­
ternehmens und Tariferhöhungen vorzusehen. Die ge­
forderten Maßnahmen sind bis März 2011 umzuset­
zen; 

gg) ein Gesetz, mit dem Einstellungen im Sektor Gesamt­
staat auf einen Neuzugang je fünf alters- oder kündi­
gungsbedingte Abgänge begrenzt werden, und zwar 
ohne sektorale Ausnahmen und unter Einbeziehung 
von Arbeitskräften, die im Rahmen von Umstrukturie­
rungen aus öffentlichen Unternehmen in staatliche 
Stellen versetzt werden; 

hh) Gesetze zur Stärkung der Einrichtung des Arbeits­
markts und Bestimmung, dass: Vereinbarungen auf Un­
ternehmensebene sektoralen und berufsbezogenen Ver­
einbarungen ohne unangemessene Beschränkungen 
vorgehen; Tarifabschlüsse auf Unternehmensebene 
nicht durch Beschränkungen bezüglich der Mindest­
größe der Unternehmen beschränkt werden; die Aus­

weitung sektoraler und berufsbezogener Vereinbarun­
gen auf Parteien, die nicht in den Verhandlungen ver­
treten waren, ist ausgeschlossen; die Probezeit für neue 
Arbeitsverhältnisse wird verlängert; zeitliche Beschrän­
kungen für die Benutzung von Zeitarbeitsfirmen wer­
den aufgehoben; Behinderungen einer größeren Nut­
zung von befristeten Verträgen werden beseitigt; die 
Vorschrift, nach der höhere Stundenlöhne für Teilzeit­
arbeitskräfte vorgeschrieben sind, wird beseitigt und 
ein flexibleres Arbeitszeitmanagement einschließlich 
Teilzeit-Schichtarbeit wird zugelassen.“ 

9. In Artikel 2 Absatz 4 wird der Buchstabe a gestrichen. 

10. In Artikel 2 Absatz 4 werden folgende Buchstaben ange­
fügt: 

„c) Begleichung der in den Vorjahren aufgelaufenen Zah­
lungsrückstände; 

d) mehrjähriger struktureller Finanzkonsolidierungsplan 
mit Maßnahmen im Umfang von mindestens 5 % des 
BIP, die die Einhaltung der Defizitziele bis 2014 sicher­
stellen; 

e) Plan gegen Steuerumgehung unter anderem mit quan­
titativen Leistungsindikatoren, anhand deren die Steuer­
verwaltung Rechenschaft abzulegen hat; Rechtsvor­
schriften zur Straffung der behördlichen und gericht­
lichen Beschwerdeverfahren für Steuersachen sowie er­
forderliche Gesetze und Verfahren, um besser gegen 
Fehlverhalten, Korruption und schlechte Leistungen 
von Steuerbeamten vorgehen zu können, einschließlich 
strafrechtlicher Verfolgung bei Pflichtverletzung; 

f) detaillierter Aktionsplan mit Frist für die Fertigstellung 
und Umsetzung des vereinfachten Vergütungssystems; 

g) Verbesserung der Rechnungslegungs- und Abrech­
nungssysteme der Krankenhäuser durch vollständige 
Einführung der periodengerechten doppelten Buchfüh­
rung in allen Krankenhäusern; Verwendung des einheit­
lichen Codierungssystems und eines gemeinsamen Re­
gisters für medizinischen Bedarf; Kalkulation der Zu- 
und Abgänge an medizinischen Bedarfsartikeln in allen 
Krankenhäusern unter Nutzung des hierfür eingeführten 
einheitlichen Codierungssystems; Erhebung einer Pa­
tientenbeteiligung in allen öffentlichen Gesundheitsein­
richtungen und zeitnahe Abrechnung von Behandlungs­
kosten (spätestens nach zwei Monaten) bei den grie­
chischen Sozialversicherungsfonds, anderen Mitglied­
staaten und privaten Krankenversicherern sowie Ge­
währleistung, dass bis Ende 2011 mindestens 50 % al­
ler von öffentlichen Krankenhäusern verwendeten Arz­
neimittel auf Generika und patentfreie Arzneimittel ent­
fallen, indem verbindlich vorgeschrieben wird, dass alle 
öffentlichen Krankenhäuser die Beschaffung von Phar­
maprodukten auf Wirkstoffbasis durchführen müssen;
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h) um Verschwendung und Missmanagement in staatseige­
nen Unternehmen zu bekämpfen und öffentliche Mittel 
in Höhe von mindestens 800 Mio. EUR einzusparen, 
erlässt Griechenland bis Ende Februar 2011 ein Gesetz, 
mit dem die Primärvergütung in öffentlichen Unterneh­
men auf Betriebsebene um mindestens 10 % gekürzt 
wird, die Sekundärvergütung auf 10 % der Primärver­
gütung begrenzt wird und eine Höchstgrenze von 
4 000 EUR für das monatliche Bruttoeinkommen (bei 
12 Zahlungen im Jahr) eingeführt wird; außerdem wer­
den damit die Tarife für den städtischen Nahverkehr 
um mindestens 30 % und auch andere Tarife erhöht 
und Maßnahmen eingeführt, die die Betriebsausgaben 
öffentlicher Unternehmen um 15 bis 25 % senken; fer­
ner wird bis März 2011 ein Gesetz zur Umstrukturie­
rung des OASA erlassen; 

i) neuer Regulierungsrahmen, um den Abschluss von Li­
zenzverträgen für regionale Flughäfen zu erleichtern; 

j) Einsetzung einer unabhängigen Taskforce für Bildungs­
politik, um die Effizienz des öffentlichen Bildungssys­
tems (Primar-, Sekundar- und Hochschulbildung) zu 
erhöhen und eine effizientere Mittelverwendung zu er­
reichen; 

k) Erlass eines Gesetzes zur Errichtung einer einzigen Ver­
gabebehörde gemäß dem Aktionsplan;“. 

11. Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Bewertung der Ergebnisse der ersten Phase der unab­
hängigen funktionalen Überprüfung der zentralstaatli­
chen Verwaltung, einschließlich operationeller Politik­
empfehlungen sowie Abschluss der Überprüfung der 
bestehenden Sozialprogramme;“. 

12. In Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe d werden die Jahre „2010 
bis 2060“ ersetzt durch die Jahre „2009 bis 2060“. 

13. In Artikel 2 Absatz 5 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„h) weitere Förderung der Verwendung von Generika durch 
Verpflichtung zur elektronischen Verschreibung auf 
Wirkstoffbasis.“ 

14. In Artikel 2 Absatz 6 erhält Buchstabe a folgende Fassung: 

„a) Aufnahme in den Haushaltsentwurf für 2012 von 
Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen im Umfang von 
mindestens 2,2 % des BIP. Der Haushaltsplan hat ins­
besondere folgende Maßnahmen (oder — unter außer­
gewöhnlichen Umständen — Maßnahmen, die ver­
gleichbare Einsparungen bringen) vorzusehen: zusätzli­
che Erweiterung der Mehrwertsteuerbasis durch Anwen­
dung des vollen Mehrwertsteuersatzes auf Waren und 
Dienstleistungen, für die bislang der ermäßigte Mehr­
wertsteuersatz gilt (zur Erzielung zusätzlicher Einnah­

men von mindestens 300 Mio. EUR); weiterer Abbau 
der Beschäftigung im öffentlichen Dienst — über die 
Formel ‚eine Neueinstellung auf fünf Verrentungen im 
öffentlichen Sektor‘ hinaus — (mit dem Ziel einer Ein­
sparung von mindestens 600 Mio. EUR); Einführung 
von Verbrauchsteuern auf nichtalkoholische Getränke 
(in einem Umfang von insgesamt mindestens 300 Mio. 
EUR); Erweiterung der Bemessungsgrundlage für die Im­
mobiliensteuer durch Neuberechnung der aktuellen Ver­
mögenswerte (zur Erzielung zusätzlicher Einnahmen 
von mindestens 200 Mio. EUR); Reorganisation der 
Verwaltung auf substaatlicher Ebene (wodurch Einspa­
rungen in Höhe von mindestens 500 Mio. EUR erzielt 
werden sollen); Einfrieren der nominalen Renten; Stei­
gerung der Effizienz bei der Einziehung von Steuer­
vorauszahlungen bei Selbständigen (mit dem Ziel, Ein­
nahmen in Höhe von mindestens 100 Mio. EUR zu 
erzielen); Reduzierung der Transfers zugunsten öffent­
licher Unternehmen (um mindestens 800 Mio. EUR) 
nach deren Umstrukturierung; Gewährung der Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit aufgrund einer Bedarfsprüfung 
(mit dem Ziel einer Einsparung von 500 Mio. EUR); 
Erzielung weiterer Einnahmen aus der Vergabe von 
Glücksspiellizenzen (mindestens 225 Mio. EUR aus 
dem Verkauf von Lizenzen und 400 Mio. EUR aus Li­
zenzgebühren);“. 

15. In Artikel 2 Absatz 7 wird Buchstabe c gestrichen. 

16. In Artikel 2 Absatz 7 werden folgende Buchstaben ange­
fügt: 

„d) fallbezogene Krankenhaus-Kostenrechnung, die ab 
2013 zu Budgetierungszwecken zu verwenden ist; 

e) Gesetze zur Umsetzung der operationellen Empfehlun­
gen der ersten Phase der funktionalen Überprüfung der 
zentralstaatlichen Verwaltung und der umfassenden 
Überprüfung der bestehenden Sozialprogramme; 

f) die einzige Vergabebehörde nimmt ihren Betrieb auf 
und ist mit den nötigen Mitteln ausgestattet, um ihren 
im Aktionsplan festgelegten Aufgaben, Zielen, Zustän­
digkeiten und Befugnissen gerecht zu werden.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Hellenische Republik gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

MATOLCSY Gy.
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abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsvorschriften) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates, veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005, die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet 
sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


